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DIE LINKE. Rheinland-Pfalz 

Altersarmut: Rheinland-Pfalz fast „Spitze“ 
Den aktuellen Berechnungen des Statistischen Bundesamtes zufolge belegt Rheinland-Pfalz 
knapp hinter dem Saarland im bundesweiten Vergleich einen Spitzenplatz bei der 
Armutsgefährdung im Alter. Dazu erklären die Landesvorsitzenden Katrin Werner, MdB, und 
Jochen Bülow: 

Katrin Werner: „Wenige Negativrekorde unseres Bundeslandes sind aussagekräftiger für die 
Lebenswirklichkeit als die Zahlen zur Altersarmut: Mit 17,8 Prozent ist das Risiko, den 
Lebensabend in Armut verbringen zu müssen, hier besonders hoch. Jenseits dieses 
statistischen Vergleichswertes sieht die Realität für viele finster aus: Von den Menschen, die 
das Rentenalter schon erreicht haben, verfügen 72 Prozent der Frauen und 35 Prozent der 
Männer in unserem Land über weniger als 1.061 Euro im Monat, dem Schwellenwert der 
Armutsgefährdung. Geschlechtsspezifisch ist der Unterschied eklatant: Liegt die 
Durchschnittsrente bei Männern knapp über dem Schwellenwert, erreichen Frauen im 
Schnitt nur wenig mehr als 600 Euro Rente im Monat und sind damit auf Hilfen der 
Grundsicherung angewiesen. Altersarmut in Rheinland-Pfalz ist keine Randerscheinung, und 
sie ist weiblich.“ 

Jochen Bülow: „Wie der Deutsche Gewerkschaftsbund mit seinem bereits im August 
vorgelegten Rentenreport belegt hat, reicht die derzeitige Grundsicherung im Alter nach SGB 
XII als Unterstützungsleistung für all diejenigen, die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigener 
Tasche finanzieren können, nicht aus. Ihre Zahl hat sich seit Einführung der Leistung 2003 
mehr als verdoppelt. Ein wirksames Gegenmittel, um diesen fatalen Trend für künftige 
Rentner*innen zu stoppen, ist die deutliche Anhebung des Mindestlohns, damit 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zusätzliche Rentenpunkte erwerben können. Wenn 
Beschäftigte nach 45 Beitragsjahren eine Rente oberhalb des Niveaus der Grundsicherung 
erhalten sollen, müssen sie mindestens 12,63 Euro pro Stunde verdienen. Leiharbeit, 
Werkverträge, Minijobs – alle Mittel und Wege, eine ordentliche Bezahlung zu umgehen, 
müssen abgeschafft und durch flächendeckende Tariflöhne mit entsprechenden 
Vorsorgeleistungen ersetzt werden, um allen Menschen ein auskömmliches Leben im Alter 
ermöglichen.“ 
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